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Personenbeförderungsgesetz (PBefG) und Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG)  

Stadtwerke München GmbH 

Neubau der Straßenbahnstrecke Tram-Westtangente in München 

Planfeststellungsverfahren nach § 28 PBefG mit integrierter Umweltverträg-

lichkeitsprüfung 

Planfeststellungsabschnitt 1 vom Romanplatz bis zur Wendeschleife Wald-

friedhof 

Ergänzungsbescheid zum Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 in 

der Fassung des Berichtigungsbescheids vom 09.02.2024, des Änderungs-

planfeststellungsbeschlusses vom 28.02.2024 und der Änderungsbeschei-

de vom 23.05., 13.06. und 31.07.2024, der Änderungsplanfeststellungsbe-

schlüsse vom 08.11.2024 und 28.01.2025 und der Änderungsbescheide vom 

03.03., 27.05. und 04.06.2025 sowie 16.02.2026: Ergänzung der Nebenbe-

stimmungen hinsichtlich des Immissionsschutzes während der Abbruchar-

beiten an der Osthälfte der Brücke über die Autobahn A96 in der Zeit vom 

03.06.2026 bis 08.06.2026 

 

 

Anlagen: neu planfestgestellte Unterlage 10.3a96o – Baulärmprognose Abbruch-

arbeiten Brücke Fürstenrieder Straße über die A 96 in München Bauabschnitt 1 

Stufe I - Abbruch Überbau Ost und Mittelpfeiler – samt Anlagen 

Kostenrechnung 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren der Stadtwerke München GmbH, 
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die Regierung von Oberbayern erlässt folgenden Änderungsbescheid: 

 

1.  Der Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 in der Fassung des Berichtigungsbe-

scheids vom 09.02.2024, des Änderungsplanfeststellungsbeschlusses vom 28.02.2024 und 

der Änderungsbescheide vom 23.05., 13.06. und 31.07.2024, der Änderungsplanfeststel-

lungsbeschlüsse vom 08.11.2024 und 28.01.2025 und der Änderungsbescheide vom 03.03., 

27.05. und 04.06.2025 sowie 16.02.2026, betreffend den Neubau der Straßenbahnstrecke 

Tram-Westtangente in München, Planfeststellungsverfahren nach § 28 PBefG mit integrier-

ter Umweltverträglichkeitsprüfung Planfeststellungsabschnitt 1 vom Romanplatz bis zur 

Wendeschleife Waldfriedhof, wird um die Nebenbestimmung 2.5.9 ergänzt: 

Für Wohneinheiten mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen, die laut der neu planfestge-

stellten Unterlage 10.3a96o – Baulärmprognose Abbrucharbeiten Brücke Fürstenrieder 

Straße über die A 96 in München Bauabschnitt 1 Stufe I - Abbruch Überbau Ost und Mittel-

pfeiler – samt Anlagen, welche Bestandteil dieses Bescheides ist, entsprechend den Anla-

gen 1.2 – Übersichtslageplan mit Berechnung ohne Verkehr nachts, 60 dB(A), 1.1 -  Über-

sichtslageplan mit Berechnung ohne Verkehr tags, 70 dB(A) – alle rot eingezeichneten 

Fassadenpunkte - und 4 - Beurteilungspegel nach AVV Baulärm, dort Kennzeichnung mit 

„X“ in Spalte 11 und/oder 12 - betroffen sind -, hat die Stadtwerke München GmbH auf ei-

gene Kosten sämtlichen Bewohnern für jede Nacht der Abbrucharbeiten an der Osthälfte 

der Brücke über die Autobahn A96 in der Zeit vom 03.06.2026 bis 08.06.2026 in der Zeit von 

18 Uhr des Vortages bis 17 Uhr die Anmietung von Ersatzwohnraum mit Frühstücksmög-

lichkeit in einem für die Bewohner günstig gelegenen Gebiet zu ermöglichen oder auf de-

ren Wunsch hin Ersatzwohnraum zur Verfügung zu stellen. Der Ersatzwohnraum muss 

jeweils für die Bewohner einer abgeschlossenen Wohneinheit mindestens einen eigenen 

Schlafraum sowie ein eigenes Waschbecken und WC umfassen und auf Wunsch mit öf-

fentlichen Verkehrsmitteln laut dem im betreffenden Zeitraum geltenden Fahrplan ein-

schließlich vorhersehbarer Störungen zuzüglich eines Fußweges, der durch Routenplaner 

zu ermitteln ist, von der betroffenen Wohnanschrift in maximal 50 Minuten erreichbar sein. 

Sofern angemessene Hotelzimmer und mietbare Ferienwohnungen im fraglichen Zeitraum, 

beispielsweise wegen gleichzeitig stattfindender Veranstaltungen oder Messen, nicht oder 

nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen, hat die Stadtwerke München GmbH an-

derweitig für geeigneten Ersatzwohnraum zu sorgen. 

Die von den Abbrucharbeiten betroffenen Anwohner, denen der Anspruch auf Ersatzwohn-

raum zukommt, sind von der Stadtwerke München GmbH mindestens eine Woche vor der 

betreffenden Nacht zu informieren. Während jeder der Tage, in denen die lärmintensiven 

Abbrucharbeiten an der Brücke vorgenommen werden, ist eine stichprobenhafte Überwa-

chung der Baulärmsituation an den Anwesen, für die die Baulärmprognose Beurteilungs-

pegel höher als 60 dB (A) tags ergibt, durchzuführen. Soweit sich aus dieser erhöhte 

Lärmbelastungswerte im Vergleich zur Baulärmprognose ergeben, ist die Baulärmprogno-

se für die zukünftigen Arbeiten unverzüglich anzupassen. 

 

2. Die Stadtwerke München GmbH hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. Für diesen 

Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von 250,- € festgesetzt. 

 

 

Gründe: 
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1.   Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern zum Erlass dieses Bescheids ergibt sich 

aus § 11 PBefG i.V.m. § 15 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV). 

 

2. Der Planfeststellungsbeschluss vom 04.09.2023 enthält unter der Nummer 2.5 der Nebenbe-

stimmungen bereits Regelungen zum Immissionsschutz. Insbesondere die Nummern 2.5.5 bis 

2.5.7 schränken sehr lärm- und erschütterungsintensive Arbeiten stark ein und verlangen um-

fangreiche Dokumentationen. 

Ein von der Stadtwerke München GmbH, im Folgenden als Antragstellerin bezeichnet, vorgeleg-

tes Gutachten des Ingenieurbüros em plan vom 12.05.2026, bei der Planfeststellungsbehörde 

eingegangen am 13.05.2026, ergibt, dass im Zuge des Abbruchs der Brücke über die Autobahn 

A96 an einzelnen Tagen Arbeiten anfallen können, deren Auswirkungen durch die zur Verfügung 

stehenden Schall- und Erschütterungsschutzmaßnahmen nicht auf ein den Grenz- und Schwel-

lenwerten entsprechendes Maß gesenkt werden können. 

Die Antragstellerin hat auch durch Vorlage eines Schreibens der Autobahn GmbH des Bundes 

vom 11.12.2025 schlüssig und überzeugend dargelegt, dass die lärmintensiven Abbrucharbeiten 

in der geplanten Form unabdingbar erforderlich sind. Der für das lange Fronleichnamswochenen-

de vom Mittwoch 03.06. abends bis Montag 08.06.2026 frühmorgens vorgesehene Rund-um-die-

Uhr-Betrieb für den Abbruch ist notwendig, um die für den Abbruch erforderliche Vollsperrung der 

A96 so kurz wie möglich einrichten und ab Montagfrüh zum Start des Berufsverkehrs den Verkehr 

auf der A96 spätestens wieder freigeben zu können. 

Die Planfeststellungsbehörde kam im Rahmen ihrer rechtlichen Prüfung zu dem Ergebnis, dass 

hinsichtlich des weiteren Bauablaufs zusätzlicher Regelungsbedarf besteht. Unter Nr. 5 des Plan-

feststellungsbeschlusses vom 04.09.2023 hatte sich die Planfeststellungsbehörde die Aufnahme, 

Änderung oder Ergänzung von Nebenbestimmungen ausdrücklich vorbehalten. Sie gab vor Er-

lass dieses Ergänzungsbescheides der Landeshauptstadt München, Referat für Klimaschutz und 

Umwelt als betroffene Fachbehörde sowie der Antragstellerin Gelegenheit, sich dazu 

zu äußern und folgt der von der Fachbehörde getroffenen Einschätzung, dass bei Überschreitung 

der Richtwerte der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV Bau-

lärm) ein Kompensationsanspruch auch dann nicht entfallen kann, wenn keine Pegelzunahme 

von 3 dB(A) im Vergleich zur bestehenden Vorbelastung definiert wird. Aus den Berechnungen 

kann nicht abgeleitet werden, dass während der gesamten Betriebszeit der Baustelle, insbeson-

dere während der Nachtzeit, eine 95%ige Überlagerung durch den Verkehrslärm vorliegt. Bau-

lärm wird häufig deutlicher wahrgenommen als Verkehrslärm. Insbesondere die Lärmspitzen, die 

bei Abrissarbeiten auftreten, werden von den Anwohnern als intensiver und unvorhersehbarer 

empfunden als der gleichmäßige Verkehrslärm. Die impulsiven Geräusche des Baulärms heben 

sich deutlich von der Umgebung ab und tragen, insbesondere während der Nachtzeit, zu einer 

höheren Störung des Wohnumfeldes bei. Die tatsächliche Wahrnehmung ist bereits bei geringe-

ren Pegeln gegeben und sollte entsprechend berücksichtigt werden. 

Eine vorherige öffentliche Bekanntmachung der Absicht, die Nebenbestimmung 2.5.9 festzuset-

zen, war entbehrlich. Die Gesamtbaumaßnahme inklusive Abbruch der Brücke über die Autobahn 

A96 ist bestandskräftig planfestgestellt. Mit der Nebenbestimmung 2.5.9 wird der Schutz der An-

wohner vor Auswirkungen lärm- und erschütterungsintensiver Arbeiten, deren Durchführung dem 

Grunde nach bereits bekannt ist, erhöht. 

Die Antragstellerin hat im Verfahren ihr Einverständnis geäußert, die in Rede stehenden Aus-

gleichsmaßnahmen auf eigene Kosten durchzuführen, und bereits die betroffenen Anwohner mit 

der laut diesem Bescheid notwendigen Vorlaufzeit benachrichtigt. 

Mit der Nebenbestimmung wird die Antragstellerin verpflichtet, die Kosten für den 



 
 

– 4 – 

beanspruchten Ersatzwohnraum zu tragen. Ferner wird bestimmt, welche Mindestanforderungen 

an den Ersatzwohnraum zu stellen sind. Dabei wird berücksichtigt, dass der Ersatzwohnraum für 

Betroffene nicht zwingend in Wohnortnähe, sondern beispielsweise in der Nähe des Arbeitsplat-

zes in Anspruch genommen werden kann. Die Regelung beinhaltet auch Vorgaben hinsichtlich 

der Kostenübernahme für Betroffene, die die Anmietung von Ersatzwohnraum nicht selbst vor-

nehmen können oder wollen. In diesen Fällen hat die Antragstellerin das Notwendige selbst zu 

veranlassen und den Ersatzwohnraum ohne größeren Aufwand für die Betroffenen anzubieten. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 28, 56 PBefG i. V. mit Art. 1, 2 Abs. 1 Satz 1 des Kos-

tengesetzes (KG). Die Gebührenhöhe richtet sich nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 KG. i. 

V. mit der Tarif-Nr. 5.II.6/8.3.2 der Anlage zu § 1 der Verordnung über den Erlass des Kostenver-

zeichnisses zum Kostengesetz (KVz). In Anbetracht des aufgrund der vollständig und eindeutig 

vorliegenden Gutachten und Fachbehördenstellungnahmen vorliegend geringen mit dem Be-

scheidserlass verbundenen Verwaltungsaufwands wird die Gebühr am unteren Ende des vorge-

gebenen Rahmens angesetzt.  

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Ergänzungsbescheid kann Klage erhoben werden. Die Klage muss schriftlich 

innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Beschlusses beim Bayerischen Verwal-

tungsgerichtshof in München, Ludwigstraße 23, 80539 München (Postanschrift: Postfach 34 01 

48, 80098 München), erhoben werden. Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 

auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. In der Klage muss der 

Kläger, der Beklagte (Freistaat Bayern) und der Gegenstand des Klagebegehrens bezeicnet 

werden, ferner soll ein bestimmter Antrag gestellt und sollen die zur Begründung dienenden Tat-

sachen und Beweismittel angegeben werden. Der Klageschrift soll dieser Ergänzungsbescheid 

beigefügt werden (in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ab-

lichtungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten.  

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) genannte Perso-

nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayeri-

schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

- Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 

 

 

Possart 

Regierungsdirektor 

 


